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Der Gesetzesentwurf der Koalition zielt darauf ab, dem Unrechtscharakter von Wohnungsein-

bruchstaten besser gerecht zu werden sowie die rechtliche Anwendungsmöglichkeit von Funkzel-

lenabfragen zu erleichtern. Hierzu ist zum einen vorgesehen, den Begriff der Wohnung mittels 

einer Unterkategorie in Form einer „dauerhaft genutzten Privatwohnung“ zu differenzieren. Zum 

anderen soll die Mindeststrafe für einen Einbruch in eine dauerhaft genutzte Privatwohnung um 

ein Jahr erhöht werden. In dieser Konstellation soll es die Möglichkeit des minder schweren Falles 

nach bisher § 244 Abs.3 StGB in Zukunft nicht mehr geben. Ferner soll der Einbruch in eine 

dauerhaft genutzte Privatwohnung in den Katalog des § 100g Abs. 2 StPO aufgenommen werden, 

um so den Zugriff auf Standortdaten für Ermittlungen zu erleichtern. Ferner ist intendiert, durch 

die Anhebung der Mindeststrafe die Hürden für die Genehmigung einer Funkzellenabfrage herab-

zusetzen. 

Im Folgenden nehmen wir insbesondere auf der Grundlage der Ergebnisse des KFN-Forschungs-

projektes „Vergleichende Regionalanalyse des Wohnungseinbruchdiebstahls“ zu der Gesetzesini-

tiative Stellung. Ziel der Studie war es, die Situation der Opfer, die Ermittlungstätigkeit von Polizei 

und Staatsanwaltschaft, die justizielle Entscheidungspraxis und Merkmale der Täter zu untersu-

chen. Hierzu wurden 1.329 Opfer befragt, die Akten von 3.668 Fällen des Wohnungseinbruch-

diebstahls analysiert und fünf Expertengruppeninterviews geführt. Mit den Untersuchungsorten 

Berlin, Bremerhaven, Hannover, München und Stuttgart wurden gezielt Städte einbezogen, die 

sich in Bezug auf die Polizeiorganisation und –ausstattung aber auch in Hinblick auf die Aufklä-

rungsquote der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) zum Teil stark unterscheiden.  

Der neu eingeführte Begriff der dauerhaft genutzten Privatwohnung erscheint aufgrund seiner erst-

maligen Verwendung und der damit einhergehenden näheren Differenzierung des Wohnungsbe-

griffs erklärungs- bzw. ausführungsbedürftig. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass 

hierunter der überwiegende Teil der Wohnungseinbrüche fällt, insofern wird diese Unterscheidung 

im Weiteren auch nicht thematisiert. 
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Die KFN-Studie konnte belegen, dass eine Vielzahl von Einbruchsopfern noch lange nach der Tat 

unter psychischen Folgen leidet (Wollinger et al. 2014). Insofern scheint die (unveränderte) Straf-

obergrenze von zehn Jahren gerechtfertigt. Allerdings ist die Anhebung der Mindeststrafe und der 

Wegfall des minderschweren Falls bedenklich, da es durchaus minderschwere Fälle gibt. In der 

KFN-Studie ergab sich, dass bei immerhin 42,6 % der Tatverdächtigen eine Beziehung zu einer 

Person des betroffenen Haushalts vorlag. Davon fällt ein Viertel in die Gruppe der (Ex)Partner, 

Familienangehörigen oder Verwandten (Dreißigacker et al., 2016, S. 56). Ein ähnliches Ergebnis 

zeigte sich auch in den Studien von Kawelovski (2012) sowie von Willing, Brenscheidt und 

Kersting (2015). In Hinblick auf Tätern/innen des Wohnungseinbruchs, die z. B. darin motiviert 

sind, persönliche Dinge aus der ehemals gemeinsamen Wohnung des Ex-Partners/in zu holen, er-

scheint eine solche Strafrechtsverschärfung daher als unangemessen. In Anbetracht dessen, dass 

schon die bisherige Gesetzeslage einen Strafrahmen bis zu zehn Jahren zur Verfügung stellt, ist 

aus unserer Sicht ein ausreichend großer und angemessener Spielraum mit der bisherigen Geset-

zeslage gegeben, um dem jeweiligen Grad des Unrechtscharakters der einzelnen Tat gerecht zu 

werden. 

Des Weiteren ist es ein allgemeiner Befund der kriminologischen Präventionsforschung, dass die 

von potentiellen Tätern/innen unterstellte Sanktionshöhe kaum abschreckende Wirkung entfaltet 

(vgl. zusammenfassend z.B. Bliesener, 2014; Sessar, 1997, 13ff.). Bezogen auf Wohnungseinbre-

cher konnten Rehm und Servay (1989, S. 56f.) zeigen, dass für einen Anteil von 73,3 % der be-

fragten Täter die Strafandrohung allenfalls einen sehr geringen Einfluss auf die Tatplanung hatte. 

Ein Anteil von 68,3 % kannte vor ihrer ersten Tat nicht einmal die Mindeststrafe für Wohnungs-

einbruch. Ferner zeigte sich auch in einer Interviewstudie des KFN mit sogenannten reisenden 

Tätern/innen, dass das Strafmaß selbst bei gut geplanten Taten kaum relevant ist bzw. typischer-

weise die Täter/innen über keine genauen Kenntnisse des tatsächlichen Strafrahmens verfügen 

(Wollinger & Jukschat, S. 115f). Eine größere aber ebenfalls eingeschränkte Rolle spielt dabei das 

von potentiellen Tätern/innen eingeschätzte Risiko, erwischt zu werden (vgl. z.B. Bliesener & 

Thomas, 2015; Hawkins & Zimring 1976, S. 159ff.; Ross 1976, S. 403ff.; Pfeiffer, 1983, S. 87ff.).  

Aufgrund dieser Befundlage ist keine Abschreckungswirkung bei potentiellen Tätern/innen durch 

die angestrebte Erhöhung der Mindeststrafe zu erwarten. Auch eine indirekte Wirkung auf das 

Entdeckungsrisiko bleibt fraglich. Zwar könnte sich dieses durch die Heraufstufung des Woh-

nungseinbruchdiebstahls zum Verbrechen und die damit verbundene Erweiterung polizeilicher Er-

mittlungsbefugnisse in Bezug auf Telekommunikationsüberwachung und die Erhebung von Ver-

kehrsdaten objektiv erhöhen. Ob dies für potentielle Tätern/innen subjektiv spürbar sein wird und 

damit abschreckend wirkt, bleibt unklar. 

Weiter sieht die Gesetzesinitiative eine Erweiterung der Erhebung von Verkehrsdaten gem. 

§ 100g StPO vor. Dabei soll der Einbruch in dauerhaft genutzte Privatwohnungen in die Regelung 

der Abfrage von Standortdaten gem. § 100g Abs. 2 StPO aufgenommen werden. Eine Regelung 

zur Funkzellenabfrage nach § 100g Abs.3 StPO erfolgt ausdrücklich nicht. Vielmehr geht der Ge-

setzesentwurf davon aus, dass die Abfrage von Funkzellendaten durch die Erhöhung der Mindest-

strafe und die damit verbundene Anhebung des Delikts zum Verbrechenstatbestand erleichtert 

wird. Am Beispiel der Funkzellenabfrage zeigte sich in der KFN-Studie zum Wohnungseinbruch, 
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dass diese Maßnahme aus Sicht der Polizei oft der einzige und zudem ein vielversprechender Er-

mittlungsansatz ist, deren Durchführung unabhängig vom hohen Personalaufwand und den Kosten 

für die Auswertungshard- und software allerdings häufig an den rechtlichen Hürden der Strafpro-

zessordnung scheitert. Gleichzeitig fanden sich aber auch Hinweise auf regionale Unterschiede bei 

deren Auslegung, d. h., die Rechtsanwendungspraxis beim Erlass eines richterlichen Beschlusses 

zur Auswertung von Funkzellendaten scheint unterschiedlich zu sein (Wollinger et al., 2016, S. 

388). Unabhängig davon, ob die Erhöhung des Mindeststrafrahmens überhaupt zu einer einheitli-

chen Rechtspraxis führt (siehe dazu auch die Stellungnahme des Deutschen Richterbundes 15/17 

zum Referentenentwurf), ist auch von der verstärkt eingesetzten Funkzellenabfrage keine entschei-

dende Erhöhung des Entdeckungs- und Verurteilungsrisikos für potentielle Täter/innen zu erwar-

ten. Darauf deutet das Ergebnis der KFN-Studie, insofern sich solche und andere Unterschiede bei 

den teilnehmenden Städten allenfalls auf die polizeiliche Aufklärungsquote nicht aber auf die fall-

basierte Verurteilungsquote auswirkten (Dreißigacker et al. 2016, S. 72). 

Vor dem Hintergrund, dass eine Erhöhung der Mindeststrafe keine abschreckende Wirkung auf 

potentielle Täter/innen entfaltet, aber für einen nicht unerheblichen Anteil der ermittelten Täter/in-

nen mit Beziehung zum Opfer als unangemessen erscheint und eine indirekte Abschreckungswir-

kung durch die Erweiterung der Ermittlungsbefugnisse zumindest fraglich ist, erscheint es aus 

unserer Sicht angemessener, die Intention verbesserter Ermittlungsbefugnisse durch entspre-

chende direkte Änderungen der jeweiligen Normen der Strafprozessordnung zu verwirklichen. 

Demnach sollte der bisherige breite Strafrahmen mit entsprechenden Differenzierungsmöglichkei-

ten bestehen bleiben und die ohnehin schon unübersichtlich gestalteten Normen zur Telekommu-

nikationsüberwachung und Erhebung von Verkehrsdaten für die Praxis rechtsanwendungssicher 

angepasst werden, um eine effektivere Anwendung bei der Strafverfolgung zu ermöglichen und 

das Risiko für potentielle Täter/innen, entdeckt und verurteilt zu werden, spürbar zu erhöhen. 
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